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Sehr geehrter Herr Präsident, werte Kolleginnen und Kollegen!

Die Vorstellung des Haushaltsvoranschlages bietet stets auch die Gelegenheit nicht nur strategische Pläne und Ziele zu erläutern, sondern auch den Stand der Dinge zu analysieren und gemeinsam mit allen politischen Kräften die bevorstehenden Herausforderungen zu diskutieren. 

Wir sind uns fast alle darüber einig, dass die von der Bevölkerung soeben abgelehnte Verfassungsreform – im Gegensatz zu den vorhergehenden – eine starke Zentralisierung mit sich gebracht hätte, wonach viele ausschließliche Zuständigkeitsbereiche der Regionen mit Normalstatut wieder dem Staat übertragen worden wären. Dieser Aspekt der Reform war sicherlich negativ. Trotzdem war ich und bin ich immer noch der Überzeugung, dass diese Verfassungsreform für unsere Region eine Chance gewesen wäre. Mit dem erstmals in der Verfassung vorgesehenen Grundsatz des Einvernehmens in der Schutzklausel, hätte sie uns die Möglichkeit geboten, unsere Autonomie auf schnellem und einfachem Weg zu erweitern.  Das Überwiegen der Nein-Stimmen bedeutet für uns – aber auch für den Rest des Landes – dass in autonomie- beziehungsweise verfassungsrechtlicher Hinsicht alles genau so wie früher bleibt, inklusive der bestehenden Schutzsysteme.

Bevor ich kurz auf die Reformvorschläge eingehe, möchte ich einige Gedanken zur gegenwärtigen Lage mit euch teilen. Mit einer Spur Ironie war in den letzten Wochen in den Medien von einer „Idylle“, auch und von „Flitterwochen“ zwischen Bozen und Trient die Rede. Abgesehen von durchaus berechtigten journalistischen Pointen entspricht das dem sehr guten Niveau der Zusammenarbeit zwischen den beiden Provinzen den Tatsachen.  Ich bin davon überzeugt, dass dies nicht nur auf die ausgezeichneten persönlichen Beziehungen zwischen mir und Landeshauptmann Rossi zurückzuführen ist, sondern auch darauf, dass wir Fragen wie beispielsweise die Neufestlegung der Finanzbeziehungen zu Rom, die Verfassungsreform und alle sich indirekt auf unsere Autonomie auswirkenden Gesetze gemeinsam bewältigt haben, wobei wir feststellen konnten, was unsere Stärke in unserem geschlossenen Auftreten besteht. Im Rahmen der Europaregion haben wir zusammen auch für die Flüchtlingsfrage Lösungswege gefunden und konnten die Schließung der Brennergrenze abwenden

Wenn wir uns fragen, warum es heute öfter gelingt, in der Wir-Form anstatt in der Ihr-Form zu denken, so liegt die Antwort in der Europaregion, die nach einem zwanzigjährigen Werdegang nunmehr als zunehmend  entfaltet betrachtet werden kann. Ein Werdegang, der vor über fünf Jahren – am 14. Juni 2011 – zur Errichtung des Europäischen Verbunds territorialer Zusammenarbeit zwischen unseren beiden Provinzen und dem Land Tirol geführt hat. Eine Europaregion, der man mancherseits anfänglich vielleicht mit Misstrauen begegnet ist, die uns aber europaweit eine Vorreiterrolle einnehmen lässt, die uns als Spitzenreiter bei der grenzüberschreitenden Zusammenarbeit darstellt, uns Südtirolern und Trentinern aber auch das Gefühl gibt, „im gleichen Boot zu sitzen“. Die Europaregion bietet die Methodik und den natürlichen Rahmen für den Dialog zwischen Bozen und Trient. In den Beziehungen zu Rom haben Bozen und Trient ihre Stärke bewiesen und gemeinsam mit Innsbruck bilden wir nun auch gegenüber Brüssel eine lebendige Realität, wie die lobenden Worte des Präsidenten der EU-Kommission Juncker bestätigen.

Diese erfreuliche Zusammenarbeit auf der Achse Bozen-Trient könnte uns nun, unabhängig von den möglichen Folgen des gestrigen Referendums, zu weiteren Schritten in Richtung Ausarbeitung eines gemeinsamen Vorschlags zur Aktualisierung des Autonomiestatuts bewegen. Es stimmt zwar, dass wir durch die Errichtung des Südtirol-Konvents und der Trentiner Consulta momentan zwei getrennte Wege eingeschlagen haben, die zu unterschiedlichen Vorschlägen zur Statutsrevision führen werden. Ich bin jedoch zuversichtlich, dass es gelingen kann, einen Konsens herzustellen. 
Eine Überarbeitung des Sonderstatuts kann allerdings nur unter politischen und rechtlichen Bedingungen stattfinden, die einen Ausbau unserer Autonomie gewährleisten, und in jedem Fall muss jegliche Änderung auch im Einvernehmen mit Österreich erfolgen, wo soeben ein EU-freundlicher Bundespräsident gewählt wurde, der offen hinter unserer Autonomie steht.

Ich hoffe, dass wir ─ nach Abschluss der Arbeiten der zwei Landesgremien ─ in nicht allzu ferner Zukunft in diesem Plenum die Gelegenheit haben werden, offen, intensiv und konstruktiv über diese Themen zu diskutieren.

Nachdem die politischen Schwerpunkte angesprochen wurden, möchte ich nun kurz auf die wichtigsten Aspekte des Haushaltsvoranschlags 2017 eingehen, der im Zeichen der Kontinuität mit den vorhergehenden Haushaltsjahren die Eindämmung der laufenden Ausgaben und die Bestätigung der wesentlichen Maßnahmen im Bereich der Sozialpolitik und der Zusatzvorsorge vorsieht. <0} {0><}98{>Im Jahre 2017 beläuft er sich auf 304.174.944 Euro; 2018 und 2019 wird er 283,7 Millionen bzw. 281,5 Millionen ausmachen.<0} 

Die Verminderung der Einnahmen aus Abgaben – insbesondere die Zuweisung eines Zehntels der Mehrwertsteuerertrags an die beiden Provinzen – erforderte die Neufestlegung des Einheitsfonds für die Finanzierung der übertragenen Befugnisse, um mit der Haushaltsausgeglichenheit und dem Stabilitätspakt vereinbare Mittel anzusetzen. <0} {0><}0{>Im Sinne des Art. 79 des Autonomiestatutes, laut dem das integrierte regionale Territorialsystem „zur Erreichung der Ziele der öffentlichen Finanzen und der Ausgleichs- und Solidaritätsgrundsätze sowie der daraus abgeleiteten Rechte und Pflichten” beizutragen hat, wird die Region in Umsetzung der von den beiden Provinzen getroffenen Vereinbarungen in den Jahren 2017 und 2018 für je 26 Millionen Euro und im Jahr 2019 für 16 Millionen Euro aufkommen.

Trotz der Spardisziplin und der Ausgabeneindämmungsmaßnahmen werden wir uns ( wie gesagt ( weiterhin um den hohen Standard unseres Sozialsystems bemühen, das auf die Stärkung des sozialen Zusammenhalts abzielt. Die Rolle der Region wird derzeit neu definiert und klarer abgegrenzt: Künftig wird sie nur für die  Vorsorge zuständig sein, während die Befugnisse im Fürsorgebereich den Provinzen überlassen werden. Gemäß Art. 10 des Regionalgesetzes vom 26. Juli 2016, Nr. 7 wird also das regionale Familiengeld ab 1. Jänner 2018 abgeschafft und die entsprechende Ausgabe in Höhe von ca. 70 Millionen Euro wird zu Lasten der Landeshaushalte gehen.

Im Bereich der Zusatzrenten ist mit dem Abschluss des Abkommens zwischen der Region und dem NISF/INPS ein beträchtlicher Erfolg zu verzeichnen: 46.850 Mitglieder der regionalen Zusatzrentenfonds des Privatsektors erhielten den sogenannten orangen Brief mit sämtlichen Informationen über ihre Rentensituation. Wie Tito Boeri, Präsident des staatlichen Vorsorgeinstituts NISF/INPS, erklärte, soll die Zusammenarbeit zwischen Pensplan und NISF/INPS in Zukunft fortgesetzt und ausgebaut werden. Im Vorsorgebereich ist ab 2017 neben den herkömmlichen Maßnahmen auch eine stärkere Unterstützung der Personen vorgesehen, die freiwillig die Vorsorgebeiträge einzahlen und die sich innerhalb der eigenen Familie den pflegebedürftigen Angehörigen widmen oder sich wegen Verlust des Arbeitsplatzes in Schwierigkeiten befinden. <0} {0><}0{>Vorgesehen ist ferner eine Erhöhung des Beitrags zugunsten der Personen, die der Arbeit fernbleiben, um sich der Pflege und Erziehung ihrer Kinder zu widmen. <0} {0><}0{>Die Maßnahme wird auch auf die Personen ausgedehnt, denen Kinder zur Betreuung überlassen werden.. <0} 

Die Durchführungsbestimmung zur Übertragung an die Region von Befugnissen betreffend die Verwaltungs- und Organisationstätigkeit zur Unterstützung der Gerichtsämter wurde von der Zwölferkommission bereits abgesegnet und von sämtlichen zuständigen Ministerien befürwortet.<0} {0><}0{>Wir erhoffen nun eine baldige Genehmigung seitens der Regierung, damit sie im Laufe des kommenden Jahres wirksam umgesetzt werden kann.<0} {0><}0{>Im Haushalt wurden vorsichtshalber Kapitel mit Ansatz gleich null für die verwaltungstechnische Durchführung besagter Übertragung eingerichtet und die schätzungsweise erforderlichen Mittel im Fonds für die Pflichtausgaben zurückgelegt.

Im Bereich Humanitäre Hilfe und Entwicklungszusammenarbeit wird die Finanzierung von Hilfsprojekten in Kriegsgebieten und in den von extremer Armut oder Naturkatastrophen betroffenen Gebieten bestätigt. Unser Engagement in diesem Bereich ist – zusammen mit jenem der Autonomen Provinzen Trient und Bozen – gerade angesichts des dramatischen Flüchtlingsstroms nach Italien und in Richtung der anderen EU-Länder – von grundlegender Bedeutung. Wir sind uns dabei bewusst, dass wirksame Maßnahmen im Rahmen der Kooperation und der Entwicklungshilfe die aktive Einbeziehung der Staaten, der autonomen örtlichen Körperschaften, der Vereine und der Einzelnen voraussetzen. Was die internationalen Beziehungen angeht, ist die Region – wie bekannt – über das OECD-LEED-Zentrum Trient der OECD beigetreten. Derzeit arbeitet das OECD-LEED-Zentrum zusammen mit Pensplan Centrum an einem wichtigen Forschungsprojekt mit dem Ziel, ein System der sozialen Subsidiarität zum Schutz finanziell schwächerer Familien aufzubauen und zu entwickeln.

Es werden ebenfalls die Maßnahmen zur Unterstützung kultureller Initiativen und Veranstaltungen zwecks Förderung des europäischen Integrationsprozesses sowie die Ausgaben für den Schutz der Sprachminderheiten bestätigt.<0} {0><}0{>Insbesondere werden neben Intensivsprachkursen im Ausland 90 Stipendien finanziert – 10 mehr als im Vorjahr – , dank denen Oberschülerinnen und Oberschüler das vierte Oberschuljahr in England, Irland, Frankreich, Deutschland oder Österreich besuchen können.<0} {0><}0{>Die Region setzt auch ihren Einsatz zum Schutz und zur Förderung der Sprachminderheiten, insbesondere der kleineren in der Region ansässigen Sprachminderheiten – und zwar der Ladiner, Fersentaler und Zimbern – fort.

Den öffentlichen Körperschaften werden auch im Jahr 2017 Sonderbeiträge für Gemeindenzusammenschlüsse zur teilweisen Deckung der Verwaltungskosten und Finanzierung der Investitionsausgaben sowie Beiträge zur teilweisen Deckung der Ausgaben für Vorstudien und vorbereitende Projekte und Initiativen der an einem Zusammenschluss interessierten Gemeinden gewährt.<0} {0<}0{>Für die Provinz Bozen werden derzeit Maßnahmen zur Rationalisierung der Tätigkeiten der Gemeinden überprüft, um bedeutende Synergien zu schaffen.<0} 

In Bezug auf das Vermögen der Region hat die Regionalregierung es als zweckmäßig befunden, der Bürgerschaft durch eine rationelle Unterbringung der derzeit in Bozen verstreuten Gerichtsämter eine einheitliche Anlaufstelle zu bieten, und daher beschlossen, ein einziges im Regionalgebäude in der Duca-d’Aosta-Straße untergebrachtes Justizzentrum zu errichten.<0} {0><}100{>Dadurch wird eine Aufwertung der Liegenschaft und eine erhebliche Einsparung bei den passiven Mieten erwirkt, die ansonsten in Zukunft zu Lasten der Regionalverwaltung entstanden wären.

Danke für Ihre Aufmerksamkeit
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